
Abschlußbericht des ad-hoc-Komitees bestätigten sich 
die tiefgreifenden Gegensätze in den Ansichten über 
den politischen Nutzen einer Revision der UNO- 
Charta.
Die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft wiesen 
konkret nach, daß sich die UNO-Charta in den 30 Jah­
ren ihres Bestehens als ausreichend flexibel erwiesen 
hat, um als völkerrechtliches Grundsatzdokument un­
serer Zeit auch in Zukunft allen Staaten bei der Ge­
staltung ihrer internationalen Beziehungen zu dienen. 
Mit Nachdruck traten sie gegen Versuche auf, das 
Prinzip der Einstimmigkeit der fünf Ständigen Mit­
glieder des UNO-Sicherheitsrates (Art. 27 Abs. 3 der 
UNO-Charta) abzuschaffen bzw. zu modifizieren, den 
für die Erhaltung des Friedens und der internatio­
nalen Sicherheit hauptverantwortlichen Sicherheits­
rat zugunsten der Vollversammlung mit der Begrün­
dung zu schwächen, damit die UNO „zu demokratisie­
ren und zu stärken“, sowie das Profil der UNO vom 
derzeit primär politischen Aufgabenbereich auf öko­
nomische oder soziale Fragen zu lenken.
Die Vertreter der sozialistischen Staaten warnten vor 
den politischen Folgen, die eintreten, wenn einzelne 
Bestimmungen aus der Charta herausgelöst oder neu 
formuliert würden. Sie legten dar, daß die Charta ein 
ausgewogenes System von demokratischen Prinzipien 
und Regeln bildet, die den Erfordernissen der Gegen­
wart, d. h. der Politik der friedlichen Koexistenz von 
Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung, 
sowie dem wachsenden Einfluß zahlreicher befreiter 
Staaten voll gerecht werden. Zu diesen Regeln zählen 
auch die Bestimmungen über die Stellung, die Funk­
tionen und Kompetenzen des Sicherheitsrates. Diese 
Bestimmungen sind eine adäquate Widerspiegelung des 
gegenwärtigen Kräfteverhältnisses in der Welt. Das 
trifft in erster Linie für das Einstimmigkeitsprinzip des 
Sicherheitsrates zu, das der sowjetische Delegierte als 
eine „historische Notwendigkeit“ bezeichnete, welche 
„die Grundlage für die Tätigkeit der UNO“ bilde./15/ 
Jeder Eingriff in das Gesamtsystem der Bestimmungen 
der Charta würde Unsicherheiten in den Mechanismus 
und das Wirken der UNO, ihrer Organe und Spezial­
organisationen tragen. Veränderungen an den Regeln 
über die Funktionsweise der UNO würden nicht ohne 
Auswirkungen auf die Anwendung der Grundprin­
zipien der Charta bleiben. Dies würde in der Folgezeit 
zwangsläufig die internationale Lage nachteilig beein­
flussen. Die Forderung nach einer Überprüfung der 
Charta steht somit in engem Zusammenhang mit der 
weiteren Lebensfähigkeit der UNO.
Die sozialistischen Staaten sind sich natürlich der Tat­
sache bewußt, daß die Tätigkeit der UNO nicht immer 
in Übereinstimmung mit den grundlegenden Bestim­
mungen der Charta stand, daß es Verletzungen der 
Charta gab. Der DDR-Vertreter im Rechtsausschuß 
wies in diesem Zusammenhang darauf hin, daß die 
UNO immer dort und dann Erfolge bei der Verwirk­
lichung ihrer Ziele und Grundsätze hat, wo und wann 
sich ihre Mitglieder von den Regeln der Charta leiten 
lassen. Für ein erfolgreiches Wirken der UNO kommt 
es vor allem darauf an, die Charta strikt einzuhalten 
und voll anzuwenden und alle in der Charta enthalte­
nen Möglichkeiten und 'Mittel zur Erfüllung der 
grundlegenden Aufgaben auszuschöpfen. „Hierin und 
nicht in einer Revision der UNO-Charta liegt der 
Schlüssel zur Stärkung der Rolle der UNO. Die Auto­
rität der UNO wird nicht durch den Versuch einer juri­
stischen Perfektionierung der Charta erhöht, sondern 
auf dem Wege ihrer umfassenden Verwirklichung 
durch alle Mitgliedstaaten. Das Bestreben, Unzuläng­
lichkeiten und Mängel in der Tätigkeit der UNO durch
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eine Charta-Revision beseitigen zu wollen, würde be­
deuten, die Dinge auf den Kopf zu stellen.“ /16/
Im Verlaufe der Debatte im Rechtsausschuß zeichnete 
sich eine gewisse Differenzierung innerhalb der Gruppe 
der Befürworter einer Überprüfung der Charta ab. Es 
mehrten sich die Stimmen der Staaten, die zu realisti- 
'schem Herangehen aufforderten.
Dank der konstruktiven Haltung der sozialistischen 
Staaten konnte am 15. Dezember 1975 im Konsensus 
die Resolution 3499 (XXX) der UNO-Vollversammlung 
angenommen werden, wonach das ad-hoc-Komitee in 
ein „Spezialkomitee über die UNO-Charta und über 
die Stärkung der Rolle der Organisation“ umgebildet 
wurde. Aus dem Titel des Spezialkomitees leitet sich 
bereits seine Aufgabenstellung ab, die UNO-Charta 
betreffende Vorschläge und Erwägungen nicht isoliert, 
sondern im Zusammenhang mit Fragen zu diskutieren, 
die „die Stärkung der Rolle der UNO im Hinblick auf 
die Erhaltung und Festigung des internationalen Frie­
dens und der Sicherheit, die Entwicklung der Zusam­
menarbeit zwischen allen Staaten und die Förderung 
der Regeln des Völkerrechts in den zwischenstaatlichen 
Beziehungen beinhalten“. Das Spezialkomitee soll sich 
zuerst solchen Fragen zuwenden, bei denen eine gene­
relle Einigung möglich erscheint. Das könnten zunächst 
diejenigen Probleme sein, die mit der Stärkung der 
Rolle der UNO Zusammenhängen.
Die Regierungen wurden durch die Resolution 3499 
(XXX) auf gef ordert, zu den Fragen, mit denen sich 
das Spezialkomitee befaßt, schriftliche Stellungnahmen 
abzugeben. Der Bericht des Spezialkomitees wird auf 
der XXXI. UNO-Vollversammlung behandelt werden.

Bekämpfung des internationalen Terrorismus

Bereits im Jahre 1972 hatte die UNO-Vollversamm­
lung durch die Resolution 3034 (XXVII) ein ad-hoc- 
Komitee geschaffen, das Vorschläge der Staaten für 
effektive Maßnahmen gegen den internationalen Ter­
rorismus beraten sollte. Der Bericht des Komitees/17/ 
konnte aus Zeitmangel weder auf der XXVIII. noch 
auf der XXIX. Tagung der UNO-Vollversammlung er­
örtert werden, und auch in der XXX. Tagung führte 
die Behandlung dieses Tagesordnungspunktes zu kei­
nem Abschluß.
Die Debatte war von einer scharfen Auseinanderset­
zung zwischen den Vertretern einiger arabischer Staa­
ten sowie dem PLO-Beobachter einerseits und dem 
Vertreter Israels andererseits gekennzeichnet. Die Ver­
treter arabischer Staaten und der PLO-Beobachter 
klagten Israel des staatlichen Terrors an und verlang­
ten die strenge Bestrafung Israels für seine Aggres­
sionspolitik und die zahlreichen Terrorakte in den von 
Israel widerrechtlich besetzten Gebieten arabischer 
Staaten, darunter für die blutigen Überfälle auf pa­
lästinensische Flüchtlingslager. Zu Recht stellten 
diese Delegierten fest, daß vor allem Maßnahmen ge­
gen den von Staaten ausgehenden Terror erforderlich 
sind, der seinen Ursprung in der imperialistischen Ag­
gressions- und Interventionspolitik sowie in der Poli­
tik des Rassismus hat.
Der Delegierte Israels sowie die Delegierten einiger 
anderer kapitalistischer Staaten, darunter der USA, 
Großbritanniens und der BRD, versuchten, vom Wesen 
des staatlichen Terrors abzulenken, und konzentrierten 
sich statt dessen auf Erscheinungen des individuellen 
Terrorismus. Jedoch folgten nicht alle Vertreter kapi­
talistischer Staaten dieser Argumentation. So verwies 
der Delegierte Frankreichs auf den politischen Hinter­
grund des individuellen Terrorismus und erklärte, daß
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